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Klärschlamm-Verbrennung: Anlage in Trier geplant

VON HARALD JANSEN

TRIER Klärschlamm ist ein beliebter 
Dünger in der Landwirtschaft. Der 
Schlamm bleibt übrig, nachdem 
Abwasser in Kläranlagen gereinigt 
worden ist. Aufgrund strengerer 
Anforderungen darf der Schlamm 
jedoch nicht mehr einfach so auf 
Feldern verteilt werden. Was also 
tun mit dem Klärschlamm? Wenn 
der Stadtrat Trier mitspielt, wird 
der Schlamm im Norden der Stadt 
verbrannt.

7000 Tonnen Schlamm pro Jahr 
Nach Angaben der Kommunalen 
GmbH Gesellschaft zur Verwertung 
von Klärschlämmen für die Region 
Trier (KVRT) liefern aktuell 21 kom-
munale Werke aus der gesamten 
Region Trier Klärschlamm zur Ver-
brennungsanlage nach Mainz. Laut 
KVRT waren es 7000 Tonnen im Jahr 
2021.

Schon kurz nach dem Zusam-
menschluss der kommunalen Klär-
anlagenbetreiber 2018 stand fest, 
dass der Klärschlamm in der Regi-
on bleiben und behandelt werden 
soll. Zumal die Mainzer Verbren-
nungsanlage nicht den kompletten 
Klärschlamm aus dem gesamten 
Bundesland aufnehmen kann. 
Zwischenzeitlich waren in einem 
Klärschlammkonzept Region Trier 
verschiedene Möglichkeiten durch-
gespielt worden. Am besten schnit-
ten dabei die Variante Verbrennung 
in einem Drehrohrofen auf dem ART-
Gelände in Mertesdorf sowie die Ver-
brennung an zwei Standorten (Trier 

und Wittlich) ab. Aktuell heißt es nun: 
„Da ein Großteil der Schlämme aus 
dem benachbarten Klärwerk der 
Stadt Trier anfällt, hat sich der ge-
plante Standort als die favorisierte 
Standortalternative herauskristalli-
siert.“ So steht es in der Beschluss-
vorlage für den am Dienstag, ab 17 
Uhr im Großen Sitzungssaal des 
Rathauses Trier tagenden Dezer-
natschusschuss 4 des Stadtrats Trier.

Die „favorisierte Standortalter-
native“ ist das ehemalige Betriebs-
gelände der Firma Vossloh-Lais 
GmbH, unmittelbar angrenzend 
an die Flächen des Hauptklärwerks 
zwischen Ruwerer Straße und Grü-
neberg. Dort soll eine „thermische 
Klärschlammverwertungsanlage 
(Monoverbrennungsanlage)“ ge-
baut werden. Das Gelände befin-

det sich im Eigentum der Stadtwer-
ke Trier. Laut Vorlage könnten die 
aus dem Umland anzuliefernden 
Klärschlämme über die A 602, den 
Verteilerkreis Trier-Nord und die 
Ruwerer Straße „konfliktarm an-
geliefert werden“. Die zum Grund-
stück führende Erschließung von 
der Ruwerer Straße her muss wo-
möglich ausgebaut werden.

Genaues Verfahren noch unklar Ak-
tuell steht „die Art der Verbrennung 
noch nicht abschließend fest.“ Um 
dies zu klären, hatte die KVRT ein 
EU-weites Markterkundungsver-
fahren ausgeschrieben. Nun stehe 
ein Vergabeverfahren an. Obwohl 
also aktuell noch einige grundsätz-
liche Fragen offen sind, sollen der 
Dezernatsausschuss und später 

der Stadtrat Trier den Weg frei ma-
chen für die Verbrennung.

Bisher ist solch ein Verbren-
nungsofen auf dem früheren Voss-
loh-Lais-Gelände nicht zulässig. 
Zwar gibt es für den Bereich einen 
rechtskräftigen Bebauungsplan 
aus dem Jahr 2006 für ein unein-
geschränktes Gewerbegebiet. Es 
sei jedoch laut Stadtverwaltung 
Trier so, dass es sich bei einer Klär-
schlammverwertungsanlage „um 
einen grundsätzlich erheblich 
belästigenden Gewerbebetrieb 
handelt, der nicht in den Zuläs-
sigkeitsbereich eines Gewerbege-
bietes fällt.“

Deshalb soll nun ein Bebau-
ungsplan BR 16 „Klärschlamm-
verwertung Ruwerer Straße“ auf-
gestellt werden.

Bisher wird der in der 
Region Trier anfallende 
Klärschlamm in Mainz 
verbrannt. Nun soll in 
Trier eine Anlage gebaut 
werden, um jährlich 
mehrere Tausend Tonnen 
Schlamm verbrennen zu 
können.

Die Hauptkläranlage in Trier ist die größte in der Region. Dort fällt deshalb auch die größte Menge Klärschlamm an. Der 
Schlamm soll in einem Ofen in direkter Nachbarschaft verbrannt werden. FOTO: SABINE SCHWADORF 

Fakten schaffen
im Eilverfahren

Es muss wieder einmal fix 
gehen. In weniger als einem 
Monat soll der Stadtrat 

Trier den Weg dafür frei machen, 
dass künftig Tausende Tonnen 
Klärschlamm jährlich in Trier 
verbrannt werden können. Wie 
das genau geschehen soll – dar-
über schweigen sich die Verant-
wortlichen aus. Ob oder welche 
Auswirkungen das Verbrennen 
hat, kann oder will bisher auch 
niemand sagen. Nur der Standort 
steht fest. Das sind keine guten 
Voraussetzungen für eine sach-
gerechte Abwägung.

Natürlich kann aktuell noch 
niemand mit allerletzter Ge-
wissheit sagen, was da genau 
auf die Menschen im Umfeld 
der geplanten Anlage zukommt. 
Die Anwohner sollte man jedoch 
trotzdem nicht vor vollende-
te Tatsachen stellen. Das aber 
genau ist es, was dort derzeit 
abläuft. Und es wird nicht gut 
ankommen. Denn Bürger in Ru-
wer oder Pfalzel sind gebrannte 
Kinder. Das jahrelange Hin und 
Her wegen der Geruchsbelästi-
gungen durch die Firma EuRec 

hat Spuren hinterlassen.
Vor diesem Hintergrund wäre 

es sinnvoll gewesen, offen-
siv über das Projekt auf dem 
Vossloh-Gelände zu informie-
ren. Zumal die Entscheidung 
für diesen Standort sicher nicht 
erst vor vier Tagen gefallen ist. 
Es so wie jetzt geplant durchzu-
peitschen, war sicher kein kluger 
Schachzug. Das sollte jedoch 
kein Grund dafür sein, weiter so 
intransparent im Eilverfahren 
Fakten zu schaffen. Denn das 
wäre der Nährboden, auf dem 
Einwände und Klagen gegen den 
Bau den Verbrennungsofen ge-
deihen. Und das kann niemand 
wollen. 

h.jansen@volksfreund.de

MEINUNG

Klärschlamm ist eine Mischung von 
Stoffen, die sich bei der Abwasserrei-
nigung absetzen. Der Klärschlamm 
ist reich an Nährstoffen. Er enthält 
jedoch unter anderem auch Schwer-
metalle, Mikroplastik und polyzykli-
sche Kohlenwasserstoffe. In der Klär-
schlammverordnung von 2017 sind 
strengere Grenzwerte festgelegt. Ab 

1. Januar 2025 wird die Ausbringung 
von Klärschlamm nahezu verboten 
und besteht die Pflicht, den im 
Schlamm vorhandenen Phosphor 
zurückzugewinnen. Gibt es in der 
Region Trier bis 2025 kein regionales 
Verwertungskonzept, will die Kom-
munale Gesellschaft zur Verwertung 
von Klärschlämmen für die Region 
Trier (KVRT) die Verwertung über die 
Kommunale Klärschlammverwer-
tung Rheinland-Pfalz organisieren.

Was ist Klärschlamm 
und was ändert sich 2025?

INFO

Infoabend zum 
Wohnmobil-Stellplatz 
im Tiergartental

TRIER-OLEWIG (red) Im Olewiger 
Tiergartental betreibt die Guts-
weinstube von Nell einen Wohn-
mobilstellplatz für kurzzeitige 
Vermietungen. Die Anlage soll nun 
über einen Bebauungsplan bau-
rechtlich gesichert und um etwa 
20 Plätze erweitert werden. Das 
teilte die Stadt Trier mit. Das Amt 
für Stadt- und Verkehrsplanung 
stellt das Konzept bei einer Bür-
gerinformation vor. Diese beginnt 
am Mittwoch, 11. Oktober, um 19 
Uhr in der Aula der Grundschule 
Auf der Ayl.

Gericht: Bürgerbegehren „eXhaus bleibt!“ unzulässig

VON HARALD JANSEN

TRIER Rückschlag für das Aktions-
bündnis „eXhaus bleibt!“. Im Mai 
2022 hatten Vertreter des Bündnis-
ses das von rund 4800 Bürgern der 
Stadt Trier unterzeichnete Bürgerbe-
gehren bei der Stadtverwaltung Trier 
eingereicht. Konkret zur Abstim-
mung gestellt war die Frage „Sind 
Sie dafür, dass die Stadt Trier das 
Exzellenzhaus (Zurmaiener Straße 
114, 54292 Trier-Nord) saniert und 
einen freien Träger der Jugendhilfe 
nach Fertigstellung beauftragt, das 
Objekt im Rahmen der Jugendarbeit 
und Jugendkulturarbeit zu bewirt-
schaften?“. Im September 2022 hatte 
der Stadtrat beschlossen, dass das 
Bürgerbegehren unzulässig sei.

Begehren widerspricht Ratsbe-
schluss Die Richter der 7. Kammer 
haben die dagegen gerichtete Klage 
abgewiesen (7 K 1271/23.TR ). Die 
mit dem Bürgerbegehren verfolgten 
Anliegen stünden den vom Stadt-
rat beschlossenen Regelungen zur 
Wahrnehmung der zuvor von dem 
insolventen Verein Exzellenzhaus 
erbrachten Jugendhilfeaufgaben 
entgegen. Der Stadtrat habe im Mai 
2021 beschlossen, die ursprünglich 
für den insolventen Träger vorge-
sehenen Mittel an andere Träger 
zu vergeben, um diese finanziell 

zu fördern und damit die Fortfüh-
rung der Jugendhilfeaufgaben zu 
sichern. Dieser Beschluss sei damit 
die Grundlage für weitere Maßnah-
men und werde durch die Beklagte 
auch vollzogen.

Weil das Bürgerbegehren die bei-
den untrennbar miteinander ver-
bundenen Ziele verfolge, den Ge-
bäudekomplex Exzellenzhaus so 
zu sanieren, dass eine Nutzung für 
Zwecke der Jugendarbeit möglich 
ist, und das Gebäude anschließend 
einem freien Träger der Jugendhilfe 
zu überlassen, sei es auf Abänderung 
dieses Beschlusses gerichtet. Somit 
sei es als sogenanntes kassatorisches 
Bürgerbegehren anzusehen. Bei ei-
nem solchen Bürgerbegehren sehe 
die rheinland-pfälzische Gemeinde-
ordnung jedoch vor, dass das Bürger-
begehren innerhalb einer Frist von 
vier Monaten nach Beschlussfassung 
eingereicht werde. Diese Frist sei im 
Mai 2022 längst abgelaufen gewesen.

Wichtige Tatsachen  nicht genannt  Da-
rüber hinaus erfülle die Begründung 
des Bürgerbegehrens nicht den An-
forderungen. Insbesondere enthalte 
sie nicht alle wesentlichen Tatsachen, 
die Einfluss auf das Unterschriftsver-
halten potenzieller Unterstützer 
haben könnten. Dazu zähle insbe-
sondere, dass die Stadt Trier 2015 
umfangreiche Sanierungen begon-

nen habe, die jedoch abgebrochen 
worden seien, nachdem sich der 
erforderliche Sanierungsbedarf als 
erheblich höher herausgestellt habe 
als zunächst angenommen. Darüber 
hinaus sei auch die Darstellung jeden-
falls des wesentlichen Inhaltes des 
Ratsbeschlusses erforderlich. Auch 

die fehle. Schließlich sei die Begrün-
dung insoweit irreführend, als darin 
die Wiederherstellung der Angebote, 
die vor dem Wegfall des „Exhauses“ 
bestanden, gefordert werde. Dies er-
wecke den Eindruck, die Aufgaben 
seien nicht weitergeführt worden. Die 
meisten Jugendhilfeaufgaben seien 

jedoch in der Zwischenzeit von ande-
ren Trägern an verschiedenen Orten 
innerhalb des Stadtgebiets fortgeführt 
worden. Gegen die Entscheidung 
können die Beteiligten innerhalb 
eines Monats die Zulassung der Be-
rufung bei dem Oberverwaltungs-
gericht Rheinland-Pfalz beantragen.

Das Verwaltungsgericht Trier hat die Klage des Aktionsbündnisses „eXhaus bleibt!“ abgelehnt. Das Bündnis wollte auf 
juristischem Weg die Zulässigkeit seines Bürgerbegehrens und einen damit verbundenen Bürgerentscheid erreichen.

Idyllischer Verfall: Das Exhaus Trier. FOTO: RAINER NEUBERT

Motorrollerfahrerin 
wird in Trier 
von PKW erfasst
TRIER (siko) Ein Unfall im Westen 
Triers hat am Montag gegen 14.30 Uhr 
zeitweilig für Verkehrsbehinderungen 
gesorgt. Informationen der Polizei zu-
folge ist ein Auto am Bahnübergang 
Kölner Straße/Martinerfeld mit einem 
Motorroller kollidiert. Dabei habe die 
Rollerfahrerin leichte Verletzungen 
erlitten. Sie sei in ein Krankenhaus 
gebracht worden. Wegen des Unfalls 
kam es zu Rückstaus auf Kölner Stra-
ße, Martinerfeld und Hornstraße.
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